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Kennzeichnung in Textform gemäß §9(5)BauGB
Unter den im Geltungsbereich liegenden Flächen
ging der Bergbau um.
Auch nach Beendigung des Kohleabbaues muss
mit bergbaulichen Auswirkungen gerechnet werden.

7. Kampfmittelräumdienst

Vor Eingriffsmaßnahmen in den Untergrund ist der Kampfmittelräumdienst bei der 
Bezirksregierung Arnsberg einzuschalten.

8. DIN-Normen

Die auf dieser Planurkunde genannten DIN-Normen und VDI-Richtlinien können im 
Bautechnischen Bürgeramt des Technischen Rathauses, Gustav-Heinemann-Straße 
10, 59065 Hamm eingesehen werden.

Textliche Festsetzungen gemäß § 9 (1) BauGB

1. Maximal zulässige Höhe der baulichen Anlagen

Im Bereich des festgesetzten Sondergebietes mit der Zweckbestimmung Großflächiger 
Einzelhandel - Gartenbedarf / Tierfutter / Zoologischer Bedarf  - wird die maximal 
zulässige Höhe der baulichen Anlagen auf 72,0 m über NHN festgesetzt.

2. Sondergebiet (§ 11 BauNVO)

Im Bereich des festgesetzten Sondergebietes mit der Zweckbestimmung Großflächiger 
Einzelhandel - Gartenbedarf / Tierfutter / Zoologischer Bedarf  - sind vorwiegend 
Einzelhandelsbetriebe mit einer gewichteten Gesamtverkaufsfläche von insgesamt 
maximal 7.450 qm zulässig. Hiervon entfallen maximal 6.730 qm Verkaufsfläche auf 
den Bereich „Gartenbedarf“ und maximal 720 qm Verkaufsfläche auf den Bereich 
„Tierfutter / Zoologischer Bedarf “. 

Bei der Berechnung der gewichteten Verkaufsfläche sind Verkaufsflächen innerhalb von 
allseits umschlossenen Gebäuden zu 100%, Verkaufsflächen von sonstigen, nicht 
allseits umschlossenen Gebäuden mit Überdachung zu 50% und ohne Überdachung zu 
25% anzurechnen.

Zum Schutz zentraler Versorgungsbereiche werden folgende Einschränkungen der 
zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimente festgesetzt:

Zentren- und nahversorgungsrelevante Sortimente dürfen innerhalb des festgesetzten 
Sondergebietes im Bereich „Gartenbedarf“ auf einer Verkaufsfläche von maximal 673 
qm angeboten werden. 

Die in der folgenden Tabelle aufgeführten Obergrenzen - differenziert nach einzelnen 
Warengruppen (vgl. Einzelhandelsstandort- und Zentrenkonzept Hamm, Fortschreibung 
2010, S. 147-148) - dürfen nicht überschritten werden.

Zentren- und nahversorgungsrelevante Sortimente nach den Ausführungen des 
Einzelhandelsstandort und Zentrenkonzeptes der Stadt Hamm, Fortschreibung 2010 
dürfen innerhalb des festgesetzten Sondergebietes im Bereich „ Tierfutter / 
Zoologischer Bedarf“ auf einer Verkaufsfläche von maximal 72 qm angeboten werden.

Ausnahmsweise können dieser Einzelhandelsnutzung untergeordnet nachstehende 
Nutzungen zugelassen werden:

• Gastronomie mit einer maximalen Gesamtfläche von 300 qm. Die 
Gastronomiebetriebe sind räumlich in die Hauptnutzung zu integrieren.

• Betriebliche Wohnungen im Sinne des § 8 (3) BauNVO.

3.       Begrünung der Stellplatzfläche (§ 9(1) Nr. 25 BauGB)

Im Bereich der Stellplätze ist für jeweils 6 Stellplätze ein heimischer, standortgerechter, 
hochstämmiger Laubbaum fachgerecht zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei 
Verlust gleichwertig zu ersetzen. Die zu pflanzenden Bäume müssen einen 
Mindeststammumfang von 14 - 16 cm, gemessen in 1 m Höhe über dem Erdboden, 
aufweisen.

Hinweise

4. Bodendenkmalschutz

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche 
Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und 
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch 
Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) 
entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt als Unterer 
Denkmalbehörde und/oder dem LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe (Tel. 
02761/93750; Fax: 02761/2466) unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte 
mindestens drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16 
Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden 
freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das 
Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 
Monaten in Besitz zu nehmen (§ 16 Abs. 4 DSchG NW).

5. Artenschutz

Im Plangebiet wurde eine Artenschutzprüfung im Juni 2011 durchgeführt. Hiernach sind 
die Belange von planungsrelevanten Arten nach BNatSchG beachtlich. Nähere 
Ausführungen hierzu finden sich im Kapitel „Artenschutz“ der Begründung in der Akte 
zum Bebauungsplan.
Auf der Grundlage der artenschutzrechtlichen Vorprüfung werden die folgenden 
Hinweise ergänzt, die zu beachten sind und die daher auch in einem zwischen dem 
Vorhabenträger und der Stadt Hamm abzuschließenden städtebaulichen Vertrag zu 
regeln sind:

• Die Rodungsarbeiten dürfen aus Gründen des Artenschutzes nur in den Monaten 
November und Dezember durchgeführt werden.

• Die zu fällenden Obstbäume sind unmittelbar vor ihrer Fällung einer zusätzlichen 
Einzelüberprüfung auf Fledermäuse, Höhlenbrüter etc. zu unterziehen.

• Während der Bauphase sind die von den Abriss- und Baumaßnahmen nicht 
betroffenen Bereiche (Gärten, Grünzug Mattenbecke) aus Gründen des 
Artenschutzes mit Bauzäunen abzusperren.

• Für die Parkplatzbeleuchtung sind aus Gründen des Artenschutzes LED- oder 
Natriumniederdruckdampflampen zu verwenden.

• Für die geplanten Gewächshäuser wird aus Gründen des Artenschutzes die 
Verwendung von Vogelschutzglas oder eine Verglasung mit vergleichbarer 
Funktion (Abtönung etc.) empfohlen.

• Die im Artenschutzgutachten enthaltenen Empfehlungen zur Pflanzung von 
Obstbäumen, Laubbäumen und Feldgehölzen sind aus Gründen des 
Artenschutzes umzusetzen.

6. Landschaftspflegerische Maßnahmen

Der landschaftspflegerische Fachbeitrag kommt zu dem Ergebnis, dass der mit dem 
Vorhaben verbundene Eingriff nicht komplett innerhalb des Plangebietes ausgeglichen 
werden kann. In Abstimmung mit der Unteren Landschaftsbehörde wurde eine 
Ausgleichsmaßnahme vereinbart, die auf einer städtischen Fläche an der Straße 
„Krähenbusch“ auf Kosten des Vorhabenträgers durchgeführt wird. Die Kosten betragen 
insgesamt ca. 6.500,- €. Einzelheiten können im landschaftspflegerischen Fachbeitrag 
nachgelesen werden. Der Vorhabenträger hat sich in einem bis zum Satzungsbeschluss 
mit der Stadt Hamm abzuschließenden städtebaulichen Vertrag zur Durchführung 
dieser Maßnahme zu verpflichten.
Zusätzlich zu der vorgenannten Ersatzmaßnahme auf einem externen Grundstück 
werden im landschaftspflegerischen Fachbeitrag Vermeidungs- und 
Minimierungsmaßnahmen genannt, die dazu dienen, den Eingriff im Plangebiet zu 
minimieren. 
Die im Kapitel 6 des landschaftspflegerischen Fachbeitrages (Seite 32-33) aufgeführten 
Maßnahmen (innerhalb und außerhalb des Plangebietes) sind zwingend umzusetzen. 
Der Vorhabenträger muss sich in einem mit der Stadt Hamm abzuschließenden 
städtebaulichen Vertrag zur Umsetzung der vorgenannten Maßnahmen verpflichten.


